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Politik zeigt sich nicht im Abwarten, sondern im Entscheiden – auch dann, wenn es 

unbequem ist. 

 

Sehr geehrter Herr Bürgermeister Rifi,  

sehr geehrte Frau Bürgermeisterin Bruchhausen-Scholich,  

sehr geehrte Damen und Herren des Rates der Stadt Leverkusen,  

sehr geehrte Pressevertreterinnen und -vertreter,  

sehr geehrte Leverkusenerinnen und Leverkusener, 

meine sehr geehrten Damen und Herren,  

 

wir stehen vor einer historisch großen Herausforderung in dieser Stadt. Noch nie war 

die finanzielle Situation so dramatisch wie jetzt. Und das ist sie bereits seit August 

2024. Seitdem haben wir keinen genehmigten Haushalt mehr und sind in der 

vorläufigen Haushaltsführung. Mit dieser Ausgangsposition habe ich als 

Oberbürgermeister den Haushalt übernommen. 

 

Wir sind damit in guter – oder eher in schlechter – Gesellschaft mit sehr vielen 

anderen Kommunen in Deutschland. Das Statistische Bundesamt hat Anfang April 

bekannt gegeben, dass die Kommunen in Deutschland im Jahr 2025 ein 

Rekorddefizit von 31,9 Milliarden Euro verzeichnen. Das ist – mit Stand heute – das 

höchste kommunale Finanzierungsdefizit seit der deutschen Vereinigung im Jahr 

1990. 31,9 Milliarden Euro - eine Summe, die es noch nie gegeben hat und die sich 

in den nächsten Jahren auch nicht verbessern, sondern eher verschlechtern wird.  
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Leverkusen ist zudem aufgrund des dramatischen Gewerbesteuer-Einbruchs im Jahr 

2024 beim Thema finanzielle Herausforderungen bedauerlicherweise ganz weit 

vorne.  

 

Vor weniger als sieben Monaten hat der alte Stadtrat noch einen Haushalt mit einem 

Haushaltssicherungskonzept (HSK) über 15 Jahre verabschiedet. In diesem HSK 

haben wir versucht, in den ersten zehn Jahren ohne Erhöhung der Realsteuer 

zurecht zu kommen. Bekanntermaßen wurde dieses HSK nicht von der 

Bezirksregierung Köln genehmigt. Das heißt neben den schon im letzten Jahr 

beschlossenen heftigen Einschnitten werden weitere Einschnitte und 

Sparmaßnahmen erforderlich sein, um die gesetzlichen Voraussetzungen für einen 

genehmigungsfähigen Haushalt erfüllen zu können.  

 

Das macht keinem von uns Freude, Ihnen nicht – den gewählten Politikerinnen und 

Politikern dieses Stadtrates –, uns nicht – der Verwaltung der Stadt Leverkusen –, 

mir als Oberbürgermeister ebenso nicht und den Menschen in dieser Stadt ganz 

sicher nicht. 

 

Wir sind alle mit dem gemeinsamen Ziel angetreten, diese Stadt so zu gestalten, 

dass Menschen gerne in Leverkusen leben, sich hier zuhause fühlen und voller 

Zuversicht in die Zukunft blicken können. Wir wollen unsere Stadt aktiv gestalten, 

Verantwortung übernehmen und dafür sorgen, dass sie sich positiv weiterentwickelt.  

 

Mit den dramatischen, finanziellen Engpässen ist das immer noch möglich – aber 

natürlich nur unter erheblichen Einschränkungen. Mit einem genehmigten Haushalt 

fallen diese aber zumindest schonmal deutlich geringer aus, als ohne Genehmigung. 

 

Wir werden Ihnen daher einen Haushalt vorstellen, der in allen Bereichen drastische 

Veränderungen vorsieht: Auf der Einnahmenseite betrifft dies Steigerungen und auf 

der Ausgabenseite massive Einsparmaßnahmen.  

 

Wir sind bereits schmerzhafte Schritte gegangen – auch in der eigenen Organisation! 

Das haben wir Ihnen im Haupt- und Personalausschuss am 22. April vorgestellt.  
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Im Prozess zur Erarbeitung von Einsparpotenzialen innerhalb der Verwaltung haben 

wir gemeinsam mit dem Beratungsunternehmen PD – Berater der öffentlichen Hand 

GmbH erste belastbare Ergebnisse erarbeitet. Wir haben uns mit der Frage 

beschäftigt, welche Aufgaben wollen wir in Zukunft überhaupt noch wahrnehmen. Ich 

bin den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der Stadt Leverkusen sehr dankbar, dass 

sie sich trotz vieler Bedenken und Befürchtungen auf diesen Schritt eingelassen 

haben.  

 

Eine erste deutliche Aussage zum Sparwillen der Verwaltung zeigt sich mit dem 

Stellenplan 2026, in dem erstmalig seit 2013 ein Rückgang der Stellen zu 

verzeichnen ist und sogar ein geringes Saldo aufweist. 

Man sagt schnell lapidar: Man fragt die Frösche nicht, wenn man den Teich 

austrocknet. Hier ist es anders!  

 

Die Menschen in dieser Organisation sind bereit, Einschränkungen hinzunehmen 

und sich auf zukünftige Entwicklungen einzulassen, um diesen Weg mit uns zu 

gehen. Mit Ihnen in der Politik und mit uns in der Verwaltungsspitze. Diese 

umfangreiche Transformation können wir als Verwaltung aber nicht alleine umsetzen. 

Das können wir nur zusammen mit Ihnen. Diesen Haushalt können wir nur 

gemeinsam beschließen, um diese schmerzhaften Entscheidungen nicht von 

anderen treffen zu lassen. Damit meine ich keine abstrakte Unbekannte, sondern die 

Kommunalaufsicht, die mit beiden Augen auf uns blickt – und das vermutlich sogar 

gerade live oder morgen über die Aufzeichnung der Sitzung.  

 

Ein deutlicher Anspruch war für diesen Haushaltsentwurf zunächst ein 

Konsolidierungszeitraum über maximal zehn Jahre. Trotz aller Bemühungen und 

unter Abwägung aller Maßnahmen im Hinblick auf die maximale Zumutbarkeit und 

die realistische Umsetzbarkeit konnte ein Haushaltsausgleich nach zehn Jahren 

allerdings nicht dargestellt werden. Für diesen fehlen im Jahr 2036 noch über 20 

Millionen Euro. Das erste Jahr, in dem sich vertretbar wieder ein Haushaltsausgleich 

darstellen lässt, ist das Jahr 2038. Entsprechend nach zwölf Jahren. Und dies trotz 

Personaleinsparungen, Priorisierung in den Investitionen sowie Steuer- und 

Gebührenerhöhungen. 
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Wir haben in den letzten Wochen intensive Abstimmungsgespräche geführt und 

dabei auch die Frage erörtert, ob wir das Haushaltssicherungskonzept länger als 

zehn Jahre laufen lassen und gewissermaßen der Politik – also Ihnen – sowie der 

Aufsichtsbehörde anbieten können.  

 

Nach intensiven Gesprächen mit der Bezirksregierung Köln und auch nach 

Auffassung des Ministeriums für Heimat, Kommunales, Bau und Digitalisierung des 

Landes NRW besteht zwar einerseits die Möglichkeit für ein länger als zehn Jahre 

andauerndes Haushaltssicherungskonzept, jedoch wird eine Genehmigung 

keinesfalls leichtfertig erteilt. Im Gegenteil: Es muss ein deutlicher Spar-Wille bei der 

Verwaltung und ebenso bei der Politik erkennbar sein. Dies wurde eindringlich 

kommuniziert. 

 

Mit aller Klarheit muss deutlich werden, dass weitere massive Maßnahmen, die über 

die jetzigen, die in diesem Haushalt und Haushaltssicherungskonzept befindlichen 

hinaus gehen würden, zu einer deutlichen Unzumutbarkeit führen – für die 

Bürgerinnen und Bürger, die Unternehmerinnen und Unternehmer und nicht zuletzt 

auch für die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter dieser Stadtverwaltung. Weitere 

tiefgreifende Schritte um den Haushalt innerhalb von zehn Jahren zu konsolidieren, 

sind in keiner Weise zumutbar. Denn sie würden zu weiteren Steuererhöhungen 

führen und die mit dieser Haushaltseinbringung vorgeschlagenen übertreffen. 

 

Der Haushaltsentwurf 2026 samt Haushaltssicherungskonzept beinhaltet unter 

anderem eine deutliche Erhöhung der Grundsteuer – die erste Erhöhung seit 2018. 

Sie erinnern sich, dass wir uns damals im alten Rat mehrheitlich gegen die 

Anpassung auf Aufkommensneutralität geeinigt haben. Damals haben wir noch in 

Kauf genommen, dass die Stadt Leverkusen infolgedessen auf deutliche 

Steuereinnahmen verzichtet. Denn wir wollten aufgrund der neuen Regelungen bei 

der Grundsteuer keine Experimente auf den Rücken der Bürgerinnen und Bürger 

durchführen. 

Diesen Umstand müssen wir jetzt nicht nur korrigieren, sondern auch so anpassen, 

dass er im Haushaltssicherungskonzept tragfähig ist.  
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Wir haben viele und intensive Diskussionen über die Gewerbesteuer geführt. Ich 

bleibe dabei: Wir brauchen für die Unternehmen in Leverkusen einen verlässlichen 

Rahmen, der ihnen neben all den bundes- und weltpolitischen Entwicklungen 

Planungssicherheit gibt, um auch hier vor Ort weiter wirtschaftlich erfolgreich sein zu 

können. Das Einzige, was wir beeinflussen können, ist die eigene Regulatorik und 

die Gewerbesteuer.  

 

Deswegen steigen wir bei der Gewerbesteuer mit dem bundesweit einheitlichen 

Gewerbesteuer-Mindesthebesatz von 280 Prozent ab dem kommenden Jahr ein. Ich 

sage aber auch – und das war auch im Gespräch mit der Bezirksregierung Köln nicht 

anders zu verhandeln – wir werden die Gewerbesteuer in den kommenden zehn 

Jahren auch anheben müssen. Deswegen sehen wir für 2031 eine Erhöhung von 50 

Prozentpunkten vor. Diese zeitliche Staffelung berücksichtigt die aktuelle 

Expertenmeinung auf Bundesebene, dass sich die wirtschaftliche Lage in den Jahren 

2028/2029 wieder verbessern könnte, und wirkt einer möglichen Verlagerung 

wirtschaftlicher Aktivitäten in andere Kommunen entgegen.  

 

Experten analysieren, dass weitere Steigerungen der Gewerbesteuerhebesätze nicht 

linear die Einnahmesituation verbessert. Es ist leider kein einfacher Dreisatz. 

Sondern insbesondere in der wirtschaftlich dramatischen Situation, in der sich vor 

allem die chemische Industrie, aber auch der Mittelstand befindet, können weitere 

Erhöhungen zu Vertrauensverlusten in den Wirtschaftsstandort Leverkusen führen. 

Ziel muss es daher sein, solche Fluchttendenzen zu vermeiden, um nicht Betriebe 

und damit ganze Einnahmequellen zu verlieren. 

 

Ich sage aber auch, wenn wir eine Chance haben, die Gewerbesteuer anders zu 

gestalten, weil sich die wirtschaftliche Entwicklung verändert oder weil sich in der 

Finanzierungslandschaft der Kommunen andere Modalitäten ergeben, dann werde 

ich von diesem Schritt auch absehen. Bei dieser desaströsen Finanzlage der 

Kommunen in Deutschland benötigen wir dringend und zwingend einen anderen 

Modus operandi. 

 

Ganz offensiv werde ich mit den großen Unternehmen vor Ort – ebenso mit kleinen 

und mittelständigen Unternehmen – den Dialog suchen. Im transparenten Austausch 
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muss die Notwendigkeit der Steuererhöhung sowie die künftige Strategie und die 

Abhängigkeiten erläutert werden. 

 

Die finanzielle Verantwortung muss dabei auf alle Schultern verteilt werden, um eine 

einseitige Belastung einzelner Gruppen zu vermeiden. Dies kann durch die Erhöhung 

sowohl der Gewerbesteuer als auch der Grundsteuer berücksichtigt werden. Die 

Sanierung der städtischen Finanzen darf entsprechend auch nicht einseitig auf die 

Bürgerinnen und Bürger abgewälzt werden.  

 

Falls bei Ihnen nun der Eindruck entsteht, dass Leverkusen mit der Planung einer 

Erhöhung der Grundsteuer auf 1.050 Prozent wieder Landesspitzenreiter sei, kann 

ich Ihnen versichern: Das sind wir nicht. Wir haben Kommunen im Ruhrgebiet und 

auch in der näheren Umgebung, die ebenfalls mit hohen Grundsteuerhebesätzen 

agieren müssen, um überhaupt noch handlungsfähig zu sein. 

- In Remscheid liegt der Hebesatz bei 1.058 Prozent, 

- In Duisburg sind es 1.169 und in Hagen 1.176 Prozent, 

- Bergneustadt plant eine Erhöhung auf 1.145  

- Und auch in Monheim ist der Hebesatz aufgrund der verschlechterten 

Haushaltslage 2025 auf 1.000 Prozent angehoben worden. 

Selbstverständlich gibt es auch Kommunen die – teils deutlich - unter diesen Werten 

liegen: 

- Leichlingen hat zu 2026 die Grundsteuer B von 625 auf 895 Prozentpunkte 

erhöht 

- Neuss von 610 auf 800 Prozentpunkte 

- Mönchengladbach 792 Prozent 

- Langenfeld liegt bei 418 Prozent 

- Und Köln bei 550 Prozent 

 

Meine Damen und Herren, wenn Sie jetzt sagen: Na gut, das haben wir jetzt gehört, 

aber die einen wollen das eine nicht und die anderen wollen das andere nicht… 

Dieser Haushaltsentwurf ist eine Chance, die kommunale Handlungsfähigkeit – 

gemeinsam Verwaltung und Politik – hier unter Beweis zu stellen. Und ich sage 

denen, die vielleicht denken bzw. überlegen, den Haushalt nicht mitzutragen, um 

dem Oberbürgermeister eins auszuwischen, damit erringen Sie keinen Sieg gegen 
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mich, sondern Sie erleiden eine drastische Niederlage für diese Stadt und für die 

Bürgerinnen und Bürger. Die Leverkusenerinnen und Leverkusener verlassen sich 

darauf, dass Sie für diese Stadt Entscheidungen treffen.  

 

Selbstverständlich weiß ich, niemand ist davon begeistert, wenn sich Gebühren 

erhöhen oder Angebote und Öffnungszeiten reduziert werden. Aber in den 

Gesprächen, die ich zahlreich in Leverkusen führe, habe ich auch erfahren, dass 

vielen Menschen klar ist, in welcher finanziell dramatischen Situation sich die Stadt 

befindet. Daher verlangen die Bürgerinnen und Bürger – eben auch unsere 

Wählerinnen und Wähler – auch die Ehrlichkeit von uns, jetzt an dieser Stelle zu 

sagen, was wir tun müssen.  

 

Positiv hervorheben möchte ich an dieser Stelle, dass in Leverkusen in den 

vergangenen Wochen und Monaten auch erfreuliche Nachrichten zu vernehmen 

sind: 

- Wir investieren in den nächsten Jahren immer noch einen satten 3-stelligen 

Millionenbetrag in Schulen, Kitas und Infrastruktur. 

- Im Schulterschluss mit elf weiteren Städten – im Bündnis der Gemeinsamen 

Koordinierungsstelle Rhein-Wupper (GeKo) – sind in Leverkusen 

Problemimmobilien kontrolliert, Sozialbetrug aufgedeckt und 6-stellige 

Bußgelder erhoben worden. 

- Mit dem Mängelmelder zum Beispiel arbeitet die Verwaltung aktiv an der 

Verbesserung des subjektiven Sicherheitsgefühls der Leverkusenerinnen und 

Leverkusener im öffentlichen Raum. 

- Bei der Schwerpunkt-Aktion des Kommunalen Ordnungsdienstes (KOD) 

gegen wilden Müll Anfang Mai sind 75 Verstöße festgestellt worden. Immer 

wieder rufen wir als Verwaltung dieses Thema ins Bewusstsein, um an die 

Eigenverantwortlichkeit jedes Einzelnen zu appellieren.  

- Eine vorausschauende Stadtentwicklung ist für die Zukunft von Leverkusen 

elementar. Sie entscheidet mit darüber, ob unsere Stadt auch künftig 

lebenswert, chancengerecht und funktional bleibt. In dem Zusammenhang 

sind landes- und bundesweite Förderprogramme ein unverzichtbares 

Instrument für Fortschritt und Entwicklung. Wie sich zuletzt in Hitdorf an einem 

schönen Ergebnis zeigt: Der Umgestaltung des Hafenplatzes für ca. 1,9 
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Millionen Euro. Ohne Fördergelder – in dem Fall der Städtebauförderung – in 

unserer finanziellen Lage aktuell nicht denkbar. 

 

Wir haben es in der Hand. Wir können das Heft des Handelns in unserer Hand 

behalten. Wir können über den Haushalt natürlich sprechen und diskutieren.  

Politik kann auch dagegen sein! Generell oder gegen gewisse Maßnahmen. Doch 

vergessen Sie nicht: Nur dagegen sein bringt Leverkusen nicht voran, schadet den 

Leverkusenerinnen und Leverkusenern und führt uns sicherlich nicht aus dem 

Haushaltsdefizit heraus! Protestkundgebungen berechnen keinen Haushalt, dafür 

sind sie populistisch und spielen mit den Ängsten der Menschen! 

 

Ich sage Ihnen nur, die Finanzexperten dieser Verwaltung haben an allen Ecken und 

Kanten gefeilt und gerechnet. Die These wie in den vergangenen Jahren, die davon 

ausgeht, man hört zwar „Es gäbe keinen Spielraum mehr“, aber irgendwo finden wir 

dann doch noch ein paar „Milliönchen“, gibt es in unserer prekären Situation nicht 

mehr! 

 

Nein. Die „Milliönchen“ finden wir in diesem oder in den nächsten Jahren im Haushalt 

leider nicht. Dieser Haushalt ist auf Kante genäht. Aber nicht wie in den vergangenen 

Jahren wegen gefährlicher Fehlannahmen, sondern auf Kante genäht, weil wir 

wirklich finanziell mit dem Rücken zur Wand stehen.  

 

Wir können jetzt diese intensive Haushaltskrise, die uns seit August 2024 begleitet, 

nur gemeinsam bewältigen. Und ich sage auch denen, die hier neu im Stadtrat sind: 

Ich weiß, dass Sie jetzt vielleicht denken: „Das ist aber ja nicht mein Verschulden.“ 

oder „Ich war nicht dabei. Ich kann ja nichts dafür.“ Das stimmt auch. Und Sie können 

mir glauben, mir tut das auch wirklich leid, wenn man gewählt wird, neu in einen Rat 

kommt oder in einen Ausschuss… dann erwarten Sie zurecht, dass Sie ganz andere 

Gestaltungsmöglichkeiten haben.  

 

Aber jetzt sind Sie in der Funktion und müssen Verantwortung für diese Stadt 

übernehmen. Und ich bitte Sie eindringlich, dass auch zu tun und mit mir gemeinsam 

– mit uns allen gemeinsam – dafür zu sorgen, dass diese Stadt wieder einen 

finanziellen Rahmen bekommt, in dem sie selbstbestimmt arbeiten kann. 
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Wir wollen, dass wir in dieser Stadt finanziell auch irgendwann mal wieder Luft zum 

Atmen haben. Entscheiden wir nicht, werden wir möglicherweise – und das wollen 

die meisten von uns nicht – unser blaues Wunder erleben. 


